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Bestätigung zum Erhalt der Hinweise zur Datenverarbeitung der Auftraggeberin sowie zur rechtmäßigen Erhebung/Verarbeitung personenbezogener Daten nach DS-GVO während des Vergabeverfahrens

Die Erklärung ist bei einer Bewerber- bzw. Bietergemeinschaft von jedem Mitglied ausgefüllt einzureichen

	Firma/Geschäftsbezeichnung des erklärenden Unternehmens
	     


	Anschrift
	     



Hinweis: Bei einem elektronisch übermittelten Angebot in Textform muss der/die Bietende eindeutig erkennbar sein.


Hiermit erkläre ich/erklären wir,

· dass ich/wir den Anhang „Informationen wegen der Erhebung personenbezogener Daten nach Art. 13 und 14 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)“ zur Kenntnis genommen habe/n.

· dass die in meinen/unseren während des Vergabeverfahrens abgegebenen Erklärungen, Unterlagen, Angeboten, Teilnahmeanträge etc. enthaltenen personenbezogenen Daten – ggf. unter Vorlage/Zurverfügungstellung des Anhangs „Informationen wegen der Erhebung personenbezogener Daten nach Art. 13 und 14 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)“ an betroffene Personen – rechtmäßig erhoben und verarbeitet worden sind; ich verpflichte mich/wir verpflichten uns, das vorstehende ebenfalls im weiteren Verlauf des Vergabeverfahrens einzuhalten.

* * *

Anhang: „Informationen wegen der Erhebung personenbezogener Daten nach Art. 13 und 14 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)“

Die Stiftung Zentral- und Landesbibliothek Berlin (Auftraggeberin), Hausanschrift: Breite Straße 30 - 36, D-10178 Berlin, verarbeitet von den bietenden bzw. sich bewerbenden Unternehmen mit dem Angebot /Teilnahmeantrag oder sonstigen Erklärungen/Unterlagen eingereichte personenbezogene Daten (z.B. der Bietenden bzw. sich Bewerbenden oder der Arbeitnehmenden des Unternehmens) im Zusammenhang mit dem in der Kopfzeile genannten Vergabeverfahren. Mit diesen Datenschutzhinweisen wird über die Verarbeitung personenbezogener Daten informiert.

1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten Verantwortlichen:

Stiftung Zentral- und Landesbibliothek Berlin
Herr Dr. Fansa
Direktor

Postanschrift:
Breite Straße 30 – 36
D-10178 Berlin

2. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten bzw. Ansprechpartners für Datenschutz:
Bei Fragen zur Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten, bei Auskünften, Berichtigung, Sperrung oder Löschung von Daten sowie Widerruf erteilter Einwilligungen und bei allen übrigen datenschutzrelevanten Fragen wenden Sie sich an den Verantwortlichen:

Stiftung Zentral- und Landesbibliothek Berlin
Herr Wunderlich
Datenschutzbeauftragter

Postanschrift:
Breite Straße 30-36
10178 Berlin

Datenschutzschtzbeauftragter@zlb.de

3. Zweck und Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten:

3a) Personenbezogene Daten und Zweck der Verarbeitung
Verantwortliche verarbeiten personenbezogene Daten – d.h. Name, Vorname, ggf. Geburtsdatum, gfs. Geburtsort, Qualifikationen und Erfahrungen, Telefon, Telefax, E-Mail, Postadresse von Personen – zur Durchführung des vorliegenden Vergabeverfahrens (einschließlich Bieterinformation § 46 UVgO bzw. § 134 GWB), die eine Aufgabe der Verantwortlichen ist.

Die Verarbeitung der mitgeteilten personenbezogenen Daten der Bietenden, die den Zuschlag erhalten, erfolgt ferner zum Zweck der Durchführung des nach Zuschlag zustande gekommenen Vertrages sowie etwaiger Anpassungen dieses Vertrages.

Es besteht keine gesetzliche oder vertragliche Pflicht zur Bereitstellung personenbezogener Daten. Angebote/Teilnahmeanträge von Bietenden bzw. sich Bewerbenden, die die nach den Vergabeunterlagen einzureichenden personenbezogenen Daten im Angebot/Teilnahmeantrag nicht angeben, können aber nach den einschlägigen vergaberechtlichen Vorschriften vom Vergabeverfahren ausgeschlossen werden.

3b) Rechtsgrundlage(n)
Artikel 6 Abs. 1 lit. c, e DS-GVO i.V.m. Artikel 6 Abs. 3 lit. b DS-GVO
Art. 6 Abs. 1 lit. b DS-GVO
Art. 9 Abs. 2 lit. a DS-GVO
Art. 10 DS-GVO iVm. §§ 123 ff GWB.

4. Empfangende von personenbezogenen Daten
Entsprechend der vorgenannten Zwecke können personenbezogene Daten an die folgenden Kategorien von Empfangenden übermittelt werden:

· Mitarbeitende der Auftraggeberin
· Externe Beratende der Auftraggeberin
· Aufsichts- und Prüfbehörden
· Gerichte
· Staatliche Statistikregister (gem. Vergabestatistik-VO)
· Wettbewerbsregister
· unterlegene Bietende/sich Bewerbende

4.a) Ab einem geschätzten Auftragswert von 30.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) ist die Auftraggeberin gemäß § 6 Absatz 1 Wettbewerbsregistergesetz (WRegG) verpflichtet, vor Erteilung des Zuschlags bei der Registerbehörde abzufragen, ob im Wettbewerbsregister Eintragungen zu dem-/derjenigen Bietenden, an den/die sie den Auftrag zu vergeben beabsichtigt, gespeichert sind.

4.b) Die Auftraggeberin ist nach § 46 UVgO/§134 GWB bzw. § 62 VgV zur Unterrichtung der Bietenden wie folgt verpflichtet:

„Der Auftraggeber unterrichtet jeden Bewerber und jeden Bieter unverzüglich über den Abschluss einer Rahmenvereinbarung oder die erfolgte Zuschlagserteilung. Gleiches gilt hinsichtlich der Aufhebung oder erneuten Einleitung eines Vergabeverfahrens einschließlich der Gründe dafür. Der Auftraggeber unterrichtet auf Verlangen des Bewerbers oder Bieters unverzüglich, spätestens innerhalb von 15 Tagen nach Eingang des Antrags die nicht berücksichtigten Bieter über die wesentlichen Gründe für die Ablehnung ihres Angebots, die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebots sowie den Namen des erfolgreichen Bieters, und die nicht berücksichtigten Bewerber über die wesentlichen Gründe ihrer Nichtberücksichtigung.“

5. Dauer der Speicherung personenbezogener Daten
Nach Ziffer 12 AV zu § 55 LHO Berlin gelten für die Aufbewahrung von Vergabeunterlagen die Bestimmungen der Anlage 1 der AV zu § 71 LHO Berlin entsprechend und sind die Aufbewahrungszeiten für Belege anzuwenden. Belege sind nach Nr. 2.1ff der Anlage 1 der AV zu § 71 LHO Berlin für die Dauer von 6 Jahren bzw. 10 Jahren aufzubewahren.

6. Rechte der betroffenen Person
Die Rechte der Personen, deren personenbezogene Daten verarbeitet werden, ergeben sich nach Art. 12 DS-GVO insbesondere aus den Art. 15-22 DS-GVO.

Recht auf Auskunft
Es besteht ein Recht auf Auskunft der von der Auftraggeberin verarbeiteten personenbezogenen Daten.

Recht auf Berichtigung
Es besteht ein Recht auf Berichtigung, sofern die betreffenden Angaben nicht (mehr) zutreffend sind. Unvollständige Daten können vervollständigt werden.

Recht auf Löschung
Es besteht grundsätzlich ein Recht auf Löschung der personenbezogenen Daten. Der Anspruch hängt jedoch u. a. davon ab, ob die Daten zur Erfüllung der Aufgaben noch benötigt werden (s.a. Dauer der Speicherung).

Recht auf Einschränkung der Verarbeitung
Es besteht ein Recht, eine Einschränkung der Verarbeitung der personenbezogenen Daten zu verlangen.

Recht auf Datenübertragbarkeit
Es besteht das Recht, die personenbezogenen Daten in einem maschinenlesbaren Format zu erhalten, und das Recht, diese Daten an einen anderen Verantwortlichen / eine andere Verantwortliche übermitteln zu lassen.

Recht auf Widerspruch
Es besteht das Recht, aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation der Person ergeben, der Verarbeitung der diese betreffenden Daten zu widersprechen, sofern nicht ein überwiegendes öffentliches Interesse oder eine Rechtsvorschrift dem entgegensteht.

7. Beschwerderecht bei der Datenschutzaufsichtsbehörde
Die zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde im Land Berlin ist:

Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit
Meike Kamp
Alt-Moabit 59-61, 10555 Berlin (Eingang: Alt-Moabit 60)
Telefon: 030 13889-0
Telefax: 030 2155050
eMail: mailbox@datenschutz-berlin.de
https://www.datenschutz-berlin.de

Hieran sind etwaige Beschwerden zu richten, sofern die Auskunft gebende Behörde ihren Pflichten nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen ist.

8. Erhebung von personenbezogenen Daten bei Dritten
Eine Informationspflicht der Verantwortlichen wegen der Erhebung personenbezogener Daten bei Dritten besteht nach Art. 14 Abs. 5 lit. c DS-GVO nicht. Eine Verpflichtung zur Datenerhebung ist im Rahmen des Vergabeverfahrens ausdrücklich geregelt. Zum Schutz der Interessen betroffener Personen ist eine vertrauliche Behandlung der Daten nach den einschlägigen vergabe-, haushaltsrechtlichen Vorgaben vorgesehen, die Maßnahmen zum Schutz einschließt. * * *
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